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Bundesministerium für Umwelt, 

Jugend und Familie 

-Zl. 1-31.035/20-3/87 

An das 
Parlament 

Dr. Karl Renner-Ri ng 3 
1017 Wie n 

Entwurf eines Bundesgesetzes, 
mit dem das Sonderabfallgesetz 
geändert wird; 
Beguta~htungsverfahren 

A-1031 Wien, Radetzkystraße 2 

Telefon 755686-99· Serie 

Durchwahl4 888 

Sachbearbeiter: L IST 

Wien, 25. Mai 1987 

Gesetzentwur, 

ZII ~,,,.,,,,-GE/19f..-,, ......... """.".,,"",,.,,", .. f 
~ ~ 

Datum .. 2.1:. ... <1.. .. " .. : ..... :.; ...... ······ .. 
., 2 7. MAI 1987 (. ....... ~_ Vertel t ...... " .... " .. ······,,········ 

Das Bundesministerium für Umwelt, Jugend und Familie übermittelt 
in der Beilage 

den Entwurf eines Bundesgesetzes, 

mit dem das Sonderabfallgesetz geändert ~ird 

sowie Erläuterungen zu diesem Entwurf 

mit dem Ersuchen um Stellungnahme bis längstens 

24. Juli 1987. 
b •• r. 

Sollte bis zu diesem Zeitpunkt eine Stellungnahme nicht vorliegen, 

wird angenommen, daß keine Einwendungen gegen den Gesetzesentwurf 
vorgebracht werden. 

Ergänzend wird angeführt, daß - äufgrund einer kurzfristigen 

Korrektur - entgegen den Legistischen Richtlinien die Z 2 der 
Novelle in a und b untergliedert wurde. 

Für die Richtigkeit 
der Ausfertigung: 

Der Bundesminister: 
Dr. F 1 e m m i n g 
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21. 1-31.035/20-3/87 

Dem 

Präsidiuil1 des f\iationalrates 
Parlament 
1017 V\lien 

mit Boziehuno cd c::-.G r~::-::::::::::,;8:bcn des Bun-

25 Mchroxem;::l.::.ro C::c;r !;o. C~:;i:'-':.anahme liegen 
boi. 

Für den BU:1clBsministar: 

Für die Richtigkeit 

der Ausfertigung: 
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.. 
BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT, 

JUGEND UND FAMILIE 

Z1.I-31.035/20-3/87 

E n t w u r f 

Stand 25. Mai 1987 

B und e s g e set z 

vom ••••••.•••••••• , mit dem 

das Sonderabfallgesetz geändert wird 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Sonderabfallgesetz, BGBl.Nr. 186/1983, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl.Nr. 373/1986 wird wie folgt geändert: 

Art i k e 1 I 

1. Der Titel lautet: 

"Bundesgesetz vom 2. März 1983 über die Erfassung und Beseiti­

gung bestimmter Sonderabfälle (Sonderabfallgesetz - SAG)". 

2.a § 1 Abs. 1 Z 11 lautet: 

"Tätigkeiten, die im Rahmen allgemein bildender Schulen (§ 3 

Abs. 2 lit. a sublit. aa und lit. b sublit. cc des Schulorganisa­

tionsgesetzes, BGBl.Nr. 242/1962) und berufsbildender mittlerer 

oder höherer Schulen (§ 3 Abs. 2 lit. a sublit. bb und lit. b 

sublit. bb und cc des Schulorganisationsgesetzes BGBl.Nr. 242/ 

1962) ausgeübt werden;" 

2.b § 1 Abs. 1 Z 15 lautet: 

"den Betrieb von Krankenanstalten (§ 1 des Krankenanstaltenge­

setzes, BGB1.Nr.1/1957) und Kuranstalten (§ 1 Abs.7 des Bundesge­

setzes über natürliche Heilvorkommen und Kurorte, BGBl.Nr.272/ 

1958), soweit dabei Abfälle anfallen, deren unschädliche Beseiti­

gung aus Grlinden der Volksgesundheit geboten ist;" 
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3. Dem § 1 Abs. 1 werden folgende Z 16 bis 24 ange fügt: 

"16. T·ä.tigkeiten, die im Rahmen der Wirtschaftsförderungsinsti­

tute (§ 61 des Handelskammergesetzes, BGB1.Nr.182/1946) 

der Kammern der gewerblichen Wirtschaft (Länderkammern, 

Bundeskammer) durchgeführt werden; 

17. Tätigkeiten der Post (Postgesetz, BGB1.Nr.58/1957); 

18. Tätigkeiten, die im Rahmen von Universitäten (§ 11 Abs. 1 

des Universitäts-Organisationsgesetzes, BGB1.Nr.258/1975) 

ausgeübt werden; 

19. Tätigkeiten der Ärzte (§ 1 des Ärztegesetzes 1984, 

BGBL Nr. 373); 

20. Tätigkeiten der Dentisten (§§ 1 und 2 des 

Dentistengesetzes, BGB1.Nr.9J/1949); 

21. Tätigkeiten im Rahmen des Plasmapheresegesetzes, 

BGB1.Nr.427/1975; 

22. T·ä.tigkeiten, die dem Bundesgesetz vom 22. M"ärz 1961, be­

treffend die Regelung des Krankenpflegefachdienstes, der 

medizinisch-technischen Dienste und der Sanitätshilfs­

dienste, BGB1.Nr.102/1961 unterliegen; 

23. Tätigkeiten der Tierärzte (§ 1 des Tierärztegesetzes, 

BGB1.Nr.16/1975); 

24. den Betrieb von öffentlichen Apotheken (§ 1 des Apotheken­

gesetzes, RGB1.Nr.5/19J7), ärztlichen Hausapotheken (§ 29 

des Apothekengesetzes), tierärztlichen Hausapotheken (§ 34 

des Apothekengesetzes) und Anstaltsapotheken (§ 35 des 

Apothekengesetzes) ." 

.. 
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4 . § 1 Ab s. 2 1 a ut e t : 

"(2) Dieses Bundesgesetz regelt weiters unbeschadet einer Bewilligungs­

pflicht nach anderen Rechtsvorschriften die Einfuhr, Ausfuhr und Durch­

fuhr von Sonderabfällen. " 

5. Im § 3 Abs. 2 entfällt der letzte Satz. 

6. § 6 lautet: 

,,§ 6. (1) Soweit dies zur Vollziehung dieses Bundesgesetzes erforderlich 

ist, sind die mit der Vollziehung betrauten Behörden sowie die von die­
sen herangezogenen Sachverständigen berechtigt, Grundstücke und Gebäude 

zu betreten und zu besichtigen sowie Kontrollen vorzunehmen. Betriebe 

dürfen, soweit nicht Gefahr im Verzuge ist, nur während der Betriebszei­
ten besichtigt und kontrolliert werden. Der Eigentümer der Liegenschaft 

bzw" der Betriebsinhaber oder dessen Stellvertreter ist spätestens beim 
Betreten der Liegenschaft oder des Betriebes zu verständigen. 

(2) Soweit dies zur Vollziehung dieses Bundesgesetzes erforderlich ist, 
haben Sonderabfallbesitzer oder deren Beauftragte den Organen und den 

Sachverst'ändigen gem'aß Abs. 1 das Betreten und Besichtigen der Grund­

stücke und Gebäude zu ermöglichen sowie den Anordnungen dieser Organe 

zur Inbetriebnahme oder Außerbetriebsetzung und über die Betriebsweise 

von Maschinen und Einrichtungen zu entsprechen; weiters haben sie die 

notwendigen Auskünfte zu geben, notwendige Unterlagen vorzulegen und 

erforderlichenfalls Einblick in die Aufzeichnungen über den Lagerbestand 
sowie in die sonstigen Betriebsaufzeichnungen zu gew·ähren. 

(3) Die Behörden gem"aß Abs. 1 sind befugt, Proben von Sonderabfällen so­

wie von beweglichen Sachen, bei denen die Vermutung besteht, daß sie 
Sonderabf"älle sind, in einer für Zwecke der Untersuchung notwendigen 

Menge entsc häd igungslo s zu entnehm en." 

7. Die Überschri ft des § 8 lautet: 

"Haftung, Einfuhr, Ausf'.lhr, Durchfuhr, Abfallmengen" 

8 • § 9 Ab s • 1 1 a ut et : 

,,§ 9. (1) Die Einfuhr von Sonderabfällen nach Osterreich bedarf der 

Bewilligung des Bundesministers für Umwelt, Jugend und Familie." 
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9. Im § 9 Abs. 2 treten an die Stelle der Wörter "Behandlungsmög­

lichkeiten" und "der Behandlung" die Wörter "Beseitigungsmöglich­

keiten" und "die Beseitigung". 

10. Nach § 9 werden folgende §§ 9a und 9b eingefügt: 

,,§ 9a. (1) Die Ausfuhr von Sonderabfällen bedarf der Bewilli­

gung des Bundesministers für Umwelt, Jugend und Familie. 

(2) Die Bewilligung kann erteilt werden, wenn 

1.a) eine ausreichende Beseitigungsmöglichkeit für die auszu­

führenden Sonderabf'älle in Österreich nicht vorhanden ist 

oder 

b) eine Beseitigung dieser Sonderabfälle in Österreich aus 

volkswirtschaftlichen Gründen nicht zweckm'äßig ist und 

2. eine Erkl'ärung des Einfuhrstaates vorliegt, daß gegen die 

Einfuhr keine Einwände vorliegen und 

3. Gew'ähr besteht, daß bei der Beseitigung der Sonderabfälle in 

diesem Staat der Schutz öffentlicher Interessen (§ 5 Abs,1 

und 2) gesichert ist. 

§ 9b. (1) Keiner Bewilligung gem'aß den §§ 9 und 9a bedarf die 

Durchfuhr von Sonderabf'ällen durch Österreich, wenn 

1. der den Transport Durchführende dem Bundesminister für 

Umwelt, Jugend und Familie den Transport gemeldet und eine 

Erklärung der zuständigen Behörde des Einfuhrstaates vor­

gelegt hat, daß gegen die Einfuhr keine Einw'ande bestehen 

und 

2. die Sonder abfälle ohne Unterbrechung des Transport weges 

unter Einhaltung der für den sicheren Transport dieser 

Güter anzuwendenden Vorschriften wieder aus dem Bundesge­

biet verbracht werden und 

3. der Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie den Ein­

gang der Meldung und der Erklärung des Einfuhrstaates 

gem'äß Z 1 best'at igt hat. 
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(2) Der Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie hat den Ein­

gang der Meldung und der Er kl ärung des Einfuhrst aates unverzüglich 

zu bestätigen." 

11. § 11 Ab s. 3 bis 6 1 aut et : 

"(3) Verl·äßlich im Sinne dieses Bundesgesetzes ist eine Person, 
bei der Tatsachen die Annnahme rechtfertigen, daß sie die bean­

tragte Tätigkeit sorgf·ältig und sachgerecht ausüben und die 

gesetzlichen Verpflichtungen vollständig erfüllen wird. Nicht als 
verl·äßlich gilt jedenfalls eine Person, die wegen einer strafbaren 

Handlung oder Unterlassung gemäß §§ 180 bis 183 des Strafgesetz­
buches rechtskräftig verurteilt, mindestens dreimal wegen einer 

Ubertretung dieses Bundesgesetzes bestraft oder gem·äß der Gewerbe­

ordnung 1973 von der Ausübung der betreffenden Tätigkeit ausge­
schlossen ist. 

(4) Die Erlaubnis ist unter Bedingungen, mit Beschränkungen oder 

Auflagen zu erteilen, wenn deren Erfüllung oder Einhaltung für die 
Ausübung der Tätigkeit oder im öffentlichen Interesse (§ 5 Abs. 1 

und 2) geboten ist. Sofern es im öffentlichen Interesse (§ 5 Abs.1 

und 2) erforderlich ist, können auch nach Erteilung der Erlaubnis 
Bedingungen, Beschr·ä.nkungen oder Auflagen vorgeschrieben werden. 

(5) Soll die Tätigkeit eines Sonderabfallsammlers oder Sonderab­

fallbeseitigers nicht von einer natürlichen Person ausgeübt 
werden, oder weist der Erlaubniswerber die in bezug auf die auszu­
übende Tätigkeit erforderlichen fachlichen Kenntnisse und Fähig­

keiten nicht selbst auf, so ist die Erlaubnis nur zu erteilen, 

wenn der Erlaubniswerber einen Sonderabfallbeauftragten (§ 11 a) 

bestell t hat. 

(6) Die Erlaubnis ist zu entziehen, wenn die Voraussetzungen gemäß 

Abs. 2, 3 und 5 nicht mehr vorli egen. " 
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12. Nach § 11 wird folgender § 11asamt Überschrift eingefügt: 

11 Sonderabfallbeauftragter 

§ 11a. (1) Zum Sonderabfallbeauftragten darf nur bestellt wer­

den, wer die Verl·aßlichkeit sowie die fachlichen Kenntnisse und 

Fähigkeiten in bezug auf die auszuübende Tätigkeit besitzt, seinen 

Wohnsitz im Inland hat und in der Lage ist, sich im Betrieb ent­

sprechend zu bet·ätigen. 

(2) Der Sonderabfallbeauftragte ist der Beh·örde für die EinhaI tung 

der Vorschriften dieses Bundesgesetzes und darauf beruhender Ver­

waltungsakte verantwortlich. Hievon unberührt bleibt die entspre­

chende Verantwortung des Betriebsinhabers. 

(3) Scheidet der Sonderabfallbeauftragte aus dem Betrieb aus, so 

hat der Betriebsinhaber unverzüglich einen neuen Sonderabfallbe­

auftragten zu bestellen und unter Nachweis der Voraussetzungen ge­

mäß Abs. 1 dem Landeshauptmann bekannt zugeben. Erfolgt diese Be­

stellung und Namhaftmachung nicht innerhalb von drei Monaten, so 

ist die Tätigkeit einzustellen. Der Landeshauptmann hat mit Be­

scheid festzustellen, ob der Sonderabfallbeauftragte die Voraus­

setzungen gem·aß Abs. 1 erfüllt. 1I 

13. § 14 lautet: 

I/§ 14. (1) Die Errichtung von Anlagen zur Sammlung, Lagerung 

oder Beseitigung von Sonderabf·ällen, ausgenommen jener des Bundes­

heeres und der Heeresverwaltung, bedarf einer Bewilligung des 

Landeshauptmannes, sofern nicht eine entsprechende Bewilligung 

(Genehmigung) nach gewerbe-, berg- oder energierechtlichen Bestim­

mungen erforderlich ist. 
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(2) Bei Erteilung der Bewilligung gem"äß Abs. 1 ist auf § 5 Abs. 1 

und 2 Bedacht zu nehmen. Weiters sind die §§ 74 bis 84, 336 und 

353 bis 360 der Gewerbeordnung 1973 sinngem'äß anzuwenden, soweit 
sich die Bestimmungen auf die Errichtung von Betriebsanlagen 
beziehen. 

(3) Bei der Erteilung einer Bewilligung (Genehmigung) der Errich­
tung von Anlagen zur Sammlung, Lagerung oder Beseitigung von Son­
derabf'ällen nach den gewerbe-, berg- oder energierechtlichen Be­

stimmungen ist auf § 5 Abs. 1 und 2 Bedacht zu nehmen." 

14. Nach § 14 sind folgende §§ 14a und 14b einzufügen: 

,,§ 14a. (1) Der Betrieb von Anlagen zur Sammlung, Lagerung oder 
Beseitigung von Sonderabf'ällen, ausgenommen jener des Bundesheeres 
und der Heeresverwaltung, bedarf einer Bewilligung des Landes­

hauptmannes. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn durch den Be­

trieb der Anlage öffentliche Interessen im Sinne des § 5 Abs. 1 
und 2 nicht gef'ährdet sind. 

(2) Sofern es zum Schutz öffentlicher Interessen im Sinne des § 5 

Abs. 1 und 2 geboten ist, kann die Bewilligung unter Bedingungen, 
mit Beschr·ä.nkungen oder Auflagen erteilt werden. Wenn es der 
Schutz öffentlicher Interessen erfordert, können auch nach Ertei­
lung der Bewilligung Bedingungen, Beschränkungen oder Auflagen 
vorgeschrieben werden. 

(3) Der Landeshauptmann kann vor Erteilung einer Betriebsbewilli­
gung auch einen Probebetrieb zulassen oder anordnen, wenn die Aus­

wirkungen der Anlage oder von Teilen derselben im Zeitpunkt der 
Bewilligung nicht ausreichend beurteilt werden können. 
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§ 14b. (1) Für die Errichtung von Anlagen zur Sammlung, Lage­

rung oder Beseitigung von Sonderabfällen, einschließlich der er­

forderlichen Zufahrten, kann von Amts wegen oder auf Antrag eines 

Bewilligungswerbers das Eigentum an Liegenschaften, die dauernde 
oder zeitweilige Einräumung, Einschr'ankung und Aufhebung von 

dinglichen und obligatorischen Rechten (insbesondere Nutzungs- und 

Bestandrechten) an solchen im Wege der Enteignung in Anspruch 

genommen we rd en. 

(2) Uber die Notwendigkeit, den Gegenstand und Umfang der 

Enteignung entscheidet der Landeshauptmann. 

(3) Für die Entschädigung und das Verfahren gelten nach Maß­
gaben der A.bs. 4 bis 6 die §§ 18 bis 20a des Bundesstraßengesetzes 

1971, BGBI.Nr.286 in der jeweils geltenden Fassung sinngem·äß. 

(4) Enteignete sind die Eigentümer des Gegenstandes der 

Enteignung und dessen dingliche und obligatorische Berechtigte. 

(5) Gegen die Entscheidung des Landeshauptmannes über die Not­
wendigkeit, den Gegenstand und den Umfang der Enteignung ist die 

Berufung an den Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie zu­

lässig. Eine Berufung bezüglich der Höhe der im Verwaltungsweg zu­

erkannten Entschädigung ist unzul·ässig. Doch steht es dem Enteig­
ner und dem Enteigneten frei binnen einem Jahr nach Rechtskraft 

des Enteignungsbescheides die Entscheidung über die Höhe der Ent­

schädigung bei jenem Bezirksgericht zu begehren, in dessen Spren­
gel sich der Gegenstand der Enteignung befi nd et. Mit Anrufung des 
Gerichtes tritt die verwaltungsbehördliche Entscheidung hin­
sichtlich des das Mehrbegehren abweisenden Teils außer Kraft. 

(6) Der Enteigner kann einen Antrag auf gerichtliche Fest­
setzung der Entschädigungssumme nicht mehr stellen, wenn er die 
verwaltungsbehördlich festgesetzte Entsch'ädigung gezahlt hat, ohne 

sich sp·ä.testens gleichzeitig ausdrücklichdie Anrufung des Ge­

richtes vorbehal ten zu haben." 
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15. Im § 17 Abs. 2 treten anstelle der Worte "mindestens alle drei 
Monate" die Worte " ... Tage". 

16. Im § 22 Abs. 1 lauten die lit. f bis 1: 

"f) entgegen dem § 9a Sond erab f·ä.1.1e ohne Bewill igung ausführt; 
g) entgegen dem § 9b Sonderabfälle durchfÜhrt; 

h) den Vorschriften einer gem"äß § 10 erlassenen Verordnung 

zuwiderhandelt; 

i) entgegen dem § 11 die Tätigkeit eines Sonderabfallsammlers 

oder Sonderabfallbeseit igers ohne Erlaubnis des Landes­
hauptmannes ausübt; 

j) entgegen dem § 14 Abs. 1 eine Anlage ohne Bewilligung er­

richtet; 

k) entgegen dem § 14a eine Anlage ohne Bewilligung betreibt 

oder 

1) der Meldepflicht gem·äß § 17 nicht oder nicht rechtzeitig 

nac hkommt ," 

Art i K e 1 I I 

Übergangsbestimmungen 

(1) Personen, denen die Erlaubnis zur Tätigkeit eines Sonderab­

fallsammlers oder Sonderabfallbeseitigers als GeschäftsfÜhrer er­
teilt wurde, gelten als Sonderabfallbeauftragte. 

(2) Anträge gem·äß § 11 sind nach den Vorschriften der §§ 11 und 
11 a zu behand eln. 

(3) Anlagen zur Lagerung oder Beseitigung von Sonderabfällen, die 

gem"äß § 14 oder nach gewerbe-, berg- oder energierechtlichen Be­

stimmungen bewilligt (genehmigt) sind, gelten als bewilligt im 
Sinne des § 14a. 

(4) Anträge gem"äß § 14 sind nach den Vorschriften der §§ 14 und 

14a zu behandeln. 
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Art i k e 1 I I I 

Schlußbestimmungen 

(1) Die Art. I und 11 treten drei Monate nach dem ihrer 
Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft. 

(2) Mit der Vollziehung der Art. I und 11 ist, sofern Abs. 3 nicht 

anderes bestimmt, der Bundesminister für Umwelt, Jugend und 
Famile, und zwar im Einvernehmen mit den in ihrem Wirkungsbereich 
berÜhrten Bundesministern für wirtschaftliche Angelegenheiten, für 

öffentliche Wirtschaft und Verkehr und für Wissenschaft und 

Forschung sowie dem Bundeskanzler betraut. 

(3) Mit der Vollziehung des § 14 Abs. 2 ist für den Bereich 

individueller Verwaltungsakte der Bundesminister für 

wirtschaftliche Angelegenheiten betraut. 
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BUNDESMINISTERIUM FÜR UMWELT, 

JUGEND UND FAMILIE 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit 

dem das Sonderabfallgesetz geändert 

wird 

Vor b 1 a t t 

A. Problem: 

E n t w u r f 

Stand 7. April 1987 

Das Sonderabfallgesetz, BGBl.Nr.186/1983, ist mit 1. Jänner 1984 

in Kraft getreten. Die mehr als dreijährige Geltung des 

Sonderabfallgesetzes hat gezeigt, daß sich dieses Gesetz zwar 

grundsätzlich bewährt hat, in einigen Punkten jedoch 

verbesserungsbedürftig ist. 

B. Ziel: 

Mit der im Entwurf vorliegenden Novelle sollen im wesentlichen die 

Erfahrungen der Länder in der Vollzugspraxis berücksichtigt 

werden, Erleichterungen für Sonderabfallsammler und -beseitiger 

geschaffen und nicht zuletzt gewisse Bestimmungen aufgenommen 

werden, die den heutigen erhöhten Anforderungen an den 

Schutz der Umwelt Rechnung tragen. 
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C" I nhal t: 

Rrweiterung der dem Sonderabfallgesetz unterliegenden Tätigkei­

ten, insbesondere auf den gesamten medizinischen und wissen­

schaftlichen Bereich 

Einfuhr- und Ausfuhrbewilligung durch den Bundesminister für 

Umwelt, Jugend und Familie 

Regelung der Durchfuhr 
Schaft'ung eines" Sonderabfallbeauftragten" für Sonderabfall­

sammler und Sonderabfallbeseitiger 
Betriebsbewilligung für alle Einrichtungen zur Sammlung oder 

Beseitigung von Sonderabfällen 
Möglichkeit der Enteignung zwecks Errichtung solcher Anlagen 

Verkürzung der Übermittlungspflicht für Begleitscheine gem"äß 

§ 1 7 Abs" 2 auf" . Tage" 

D. Alternativen: 

Beibehaltung des derzeitigen Rechtszustandes. 

E. Kosten: 

Derzeit nicht absch"ä.tzbare Rrhöhung des Personal- und Sachaufwan­

des. Siehe auch Erläuterungen, Allgemeiner Teil. 
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BUNDESMINISTERIUM FUR UMWELT, 

JUGEND UND FAMILIE 

Entwurf eines Bundesgesetzes, 

mit dem das Sonderabfallgesetz 

geändert wird 

E r 1 ä u t e run gen 

A. Allgemeiner Teil 

E n t w u r f 

Stand 7.April 1987 

Das Sonderabfallgesetz, BGB1.Nr.186/1983, ist mit 1. Jänner 1984 

in Kraft getreten. Die mehr als dreijährige Geltung des Sonderab­

fallgesetzes hat gezeigt, daß sich dieses Gesetz zwar grundsätz­

lich bewährt hat, in einigen Punkten jedoch verbesserungsbedürftig 

ist. 

Mit der im Entwurf vorliegenden Novelle sollen im wesentlichen die 

Erfahrungen der Länder in der Vollzugspraxis berücksichtigt wer­

den, Erleichterungen für Sonderabfallsammler und -beseitiger ge­

schaffen und nicht zuletzt gewisse Bestimmungen aufgenommen wer­

den, die den heutigen erhöhten Anforderungen an den Umweltschutz 

Rechnung tragen. 

Hinsichtlich des Exports von Sonderabfällen soll mit der Vor­

schreibung einer Bewilligung eine Abstimmung mit den internationa­

len Bestrebungen insbesondere der Organisation für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD), der Europäischen Gemein­

schaft und des Umweltprogramms der Vereinten Nationen (UNEP) vor­

genommen werden. 
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Die Schwerpunkte der vorliegenden Novelle sind: 

Erweiterung der dem Sonderabfallgesetz unterliegenden Tätigkei­

ten, insbesondere auf den gesamten medizinischen und wissen­
schaftlichen Bereich 

Einfuhr- und Ausf~hrbewilligung durch den Bundesminister für 

Umwelt, Jugend und Familie 
Regelung der Durchfuhr 

Schaffung eines" Sonderabfallbeauftragten" für Sonderabfall­
sammler und Sond erab fallbesei tiger 

Betriebsbewilligung für alle Einrichtungen zur Sammlung oder 
Beseitigung von Sonderabfällen 
Möglichkeit der Enteignung zwecks Errichtung solcher Anlagen 
Verkürzung der Übermittlungspflicht für Begleitscheine gem"äß 

§ 17 Abs" 2 auf .. Tage. 

Die Zust"andigkeit des Bundesministers für Umwelt, Jugend und 

Familie zur Ausarbeitung und zur federführenden Vollziehung dieses 

Bundesgesetzes ergibt sich aus dem Bundesministeriengesetz 1986 in 
der Fassung BGB1.Nr.78/1987. 

Zur Kompetenzgrundlage ist folgendes festzuhalten: 

Nach den bundesverfassungsrechtlichen Grundsätzen der Kompetenz­
verteilung steht für die Abfallbeseitigung kein einheitlicher 
Kompet enzt atb estand zur Ve rfügung. Gem"äß dem Kompet enzfests tel­

lungserkenntnis des VfGH vom 23. März 1976, K 11-1/75-33, zum Ent­
wurf eines Wiener Sonderabfallgesetzes fällt die Regelung der un­
schädl ichen Beseit igung von Abfällen in die Zuständ igkeit des Lan­

des, soweit nicht Angelegenheiten der Gesetzgebung dem Bund vorbe­

halten sind. In der Begründ ung betont der VfGH, d aß der Sachver­

halt "Sonderabfallbeseitigung" nach den dafür in Betracht kommen-
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den Gesichtspunkten zum Gegenstand gesetzlicher Regelungen sowohl 

des Bundes als auch der Länder gemacht werden könnte. In diesem 

Zusammenhang wird eine beispielsweise Aufzählung von Sachgebieten 

des Art. 10 Abs. 1 B-VG vorgenommen, welche die Regelung der un­
sch"ä.dlichen Beseitigung von Sonderabfällen erlauben, "soweit sie 

mit diesen Sachgebieten in Zusammenhang steht"; genannt werden die 
Bereiche" Angelegenheiten des Gewerbes und der Industrie", "Was­
serrecht" , "Sprengmittelwesen", "Gesundheitswesen" und "Veterinär­
wese n" . 

Die Zust"ä.ndigkeit des Bundes zur Erlassung und Vollziehung des 

Sonderabfallgesetzes und die Zuständigkeit hinsichtlich der vor­
liegenden Novelle stützt sich somit auf Art. 10 Abs. 1 Z 2 (Waren­
und Viehverkehr mit dem Ausland), Z 6 (Justizpflege) , Z 8 (Angele­

genheiten des Gewerbes und der Industrie), Z 9 (Verkehrswesen, 
Post- ~nd Fernmeldewesen), Z 10 (Bergwesen; Wasserrecht; Dampf­
kessel- und Kraftmaschinenwesen), Z 11 (Kraftfahrwesen), Z 12 (Ge­
sundheitswesen), Z 14 (Organisation und Führung der Bundespolizei 

und der Bundesgendarmerie, Regelung der Errichtung und der Organi­

sation sonstiger Wachkörper) , Z 15 (militärische Angelegenheiten) 
B-VG und Art. 11 Abs. 1 Z 6 B-VG (Binnenschiffahrt) sowie Art. 14 

Abs" 1 B-VG (Schulwesen)" 

Aus der Sicht des Bundesministeriums für Umwelt, Jugend und Fami­
lie ist die geltende Verfassungslage allerdings nicht befriedi­
gend; dies insbesondere in Hinblick darauf, daß es dem Bund ver­

wehrt ist, umfassende Maßnahmen zur Vermeidung bzw. Verringerung 
des Entstehens von Abfall sowie Regelungen bezüglich der "Problem­
stoffe in Haushalten" zu treffen. 

Des weiteren kann die Festlegung von Standorten für Sonderabfall­
behandlungsanlagen derzeit nicht vom Bund (bzw. einem Land) allein 
erfolgen: Das Sonderabfallgesetz ist auf eine Reihe von Kompetenz-
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tatbest"ä.nden gestützt, die eine "durchschlagende" Planung und 

Festlegung von St andorten für derart ige Anl agen nicht zulassen. Im 

Unterschied dazu ermöglicht etwa der Kompetenztatbestand des Art. 

10 Abs. 1 Z 9 B-VG eine derartige durchschlagende Planung und 
Festlegung von Bundesstraßen. 

Dieses Problem muß daher einer gemeinsamen Lösung zwischen Bund 
und Ländern - im Rahmen der jeweiligen rechtlichen Möglichkeiten -
zugeführt werden. 

In diesem Sinne ist § 14b des Entwurfes, der Enteignungsbestimmun­

gen für die Errichtung derartiger Anlagen vorsieht, als ein Bei­

trag des Bundes zu verstehen. Aus kompetenzrechtlicher Sicht ist 

erg·ä.nzend festzuhalten, daß nicht nur Bundeskompetenzen mit 

"d urchschl agendem" planerischem Gehalt Enteignungsvor sc hriften 
tragen können, sondern solche auch auf die oben angeführten Kompe­
tenztatbest"ä.nde gestützt werden können. 

Zu den Kosten: 

Mit der vorliegenden Novelle wird sich der Personal- und Sachauf­

wand im Bund esministeri um für Umwelt, Jugend und Famil ie zwei fel­
los erh·öhen, da nunmehr sowohl die Einfuhr- als auch Ausfuhrbe­
willigungen für Sonderabfälle durch den Bundesminister für Umwel t, 
Jugend und Familie zu erteilen sein sollen. Desweiteren soll in 

Hinkunft der Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie die 
Meldung der Durchfuhr von Sonderabfall und die Vorlage der Erklä­
rung des Einfuhrstaates, daß gegen die Einfuhr keine Einwände be­
stehen, unverzüglich bestätigen. 
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B. Besonderer Teil 

Zu Ar t. I Z 1 (T i tel) : 

Die in der Vollziehungspraxis verwendete Buchstabenkürzung "SAG" 

wird in den Titel des Gesetzes aufgenommen. 

Zu Art. I Z 2 und 3 (§ 1 Abs. 1 Z 15 bis 24): 

Erfahrungen mit der Vollziehung des Sonderabfallgesetzes (im fol­

genden: SAG) haben gezeigt, daß es notwendig ist" weitere der Bun­

deskompetenz unterliegende Tätigkeiten dem Geltungsbereich dieses 

Gesetzes zu unterwerfen, um eine möglichst weitgehende Erfassung 

und Kontrolle der (gefährlichen) Sonderabf·älle zu erreichen. Für 

Ärzte, Dentisten, Hebammen, Tierärzte und Apotheken bestehen keine 

einschlägigen bundesgesetzlichen Vorschriften. Auch für Abf"älle, 

die durch Tätigkeiten im Rahmen des Plasmapheresegesetzes, sowie 

durch die Ausübung von Tätigkeiten, die dem Bundesgesetz betref­

fend die Regelung des Krankenpflegefachdienstes, der medizinisch­

technischen Dienste und der Sanitätshilfsdienste, BGB1.Nr.102/ 

1961, unterli egen, best ehen kei ne Entsorgungsv orsc hri ften. 

In der demnächst erscheinenden ÖNORM S 2104 "Abfälle aus dem medi­

zinischen Bereich" werden Abf"älle, die durch die oben angefÜhrten 

T"ä.t igkeiten anfallen, als Sonderabfall ei ngestuft" Der Kat alog des 

§ 1 Ab s. 1 war daher diesb ezügl ic h zu ergänzen" 

Darüberhinaus war § 1 Abs. 1 Z 15 durch die Aufnahme von Kuran­

stalten zu ergänzen, da auch in Kuranstalten Sonderabfälle anfal­

len. (Die kompetenzrechtliche Basis hiefür ist Art. 10 Abs. 1 Z 12 

"Gesundheitswesen". ) 

30/ME XVII. GP - Ministerialentwurf (gescanntes Original) 19 von 39

www.parlament.gv.at



-6-

Auch vom Gesichtspunkt der Gleichbehandl~ng von Krankenanstalten 

und Kuranstalten ist die Einbeziehung letzterer gerechtfertigt. 

Zu den Tätigkeiten im Rahmen von Universitäten bzw. von 
Wirtschaftsförderungsinstituten ist darauf zu verweisen, daß diese 

auch dem Altölgesetz 1986, BGBl.Nr.373, unterliegen, das mit dem 
Sonderabfallgesetz in einem engen materiellen Zusammenhang steht. 

Zu Ar t. I Z 4 (§ 1 Ab s . 2 ) : 

Auch die A.usfuhr von Sonderabfällen soll dem SAG unterworfen wer­

den. Die entsprechende Regelung wird im § 9a. getroffen. 

Zu Art. I Z 5 (§ 3 Abs. 2): 

Bei der Beseitigung von Sonderabf°ällen (insbesondere bei Recyc­
ling-Verfahren)fallen häufig Restmengen an, hinsichtlich derer der 

Sonderabfallbeseitiger tatsächlich ein "Erzeuger" von Sonderab­

fall ist. Durch die Streichung des zweiten (bzw. letzten) Satzes 
des Abs. 2 wird erreicht, daß nunmehr die Sonderabfallbeseitiger 
hinsichtlich der bei der Beseitigung anfallenden Restmengen auch 

die für Sonderabfallerzeuger geltenden Vorschriften (zoB. 

Aufzeichnungs- und Nachweispflichten) treffen. 
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Zu Ar t. I Z 6 (§ 6 Ab s. 1): 

§ 6 Abs. 1 in der geltEmden Fassung ermächtigt "die Organe der 

Behörde ... ", Grundstücke zu betreten und Kontrollen vorzunehmen, 

soweit dies zur Vollziehung des Gesetzes erforderlich ist. Diese 

Bestimmung kann im Hinblick auf § 2 AVG 1950 nur dahin ausgelegt 

werden, d aß unter Behörde hier die Bezirksverwalt ungsbehörde zu 

verstehen ist. In Hinkunft soll jedoch auch der Bundesminister für 

Umwelt, Jugend und Familie sowie der Landeshauptmann, welcher 

wichtige Vollzugsaufgaben zu besorgen hat (z.B. Bewilligungen 

gem·äß § 11, § 14), zur Vornahme derartiger Kontrollen ermächtigt 

sein. Dies soll durch Aufnahme der Wendung "die mit der Voll­

ziehung (dieses Bundesgesetzes) betrauten Behörden" - worunter die 

Be zi rksv erwal tungsb ehörd e, d er Land eshauptm ann und der Bund es­

minister für Umwelt, Jugend und Familie zu verstehen sind -

geschehen. 

Diese Forderung ist auch in Abs. 2 und 3 zu berücksichtigen. 

Zu Art. I Z 7, 8, 9 und 10 (§§ 9, 9a und 9b): 

Aufgrund der derzeitigen Gesetzeslage kann der Landeshauptmann des 

Bundeslandes, in dem die Sonderabfälle erstmals gelagert, abgela­

gert, verwertet oder sonst behandelt werden sollen, eine Einfuhr­

bewilligung erteilen, wenn unter Bedachtnahme auf die langfristige 

Sicherung ausreichender Behandlllngsmöglio:~hkeiten (in Hinkunft zur 

Pr"azisierung "Beseit igungsmöglichkeiten") für Sonderabfälle in 

Österreich und auf die volkswirtschaftlichen Auswirkungen der 

Behandlung (in Hinkunft Beseitigung) von Sonderabf"ä.llen in Öster­

reich der Schutz öffentlicher Interessen gesichert ist. 
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Eine Bewilligung für die Ausfuhr von Sonderabf"ällen aus Österreich 

ist bis jet zt im Sonderabf allgeset z nicht vorgesehen. 

Im Sinne der Bedachtnahme auf internationale Bestrebungen ist in 

Hinkunft auch eine Ausfuhrgenehmigung vorzusehen. 

In diesem Zusammenhang ist festzuhalten, daß durch die VorsehlIng 
einer Bewilligungspflicht für die Ausfuhr, verstärkt die BemÜhun­
gen in den Vordergrund treten sollen, Sonderabf"älle, die in Öster­

reich angefallen sind, auch in Österreich schadlos zu beseitigen. 

Da nur der Bundesminister für Umwelt, Jugend lInd Familie einen 
vollst"ändigen Überblick insbesondere "über Transferierungen von 

Sonderabfällen, über die Besonderheiten des Verkehrs von Sonderab­

f"ällen und bei der Beseitigung Z'l treffenden Maßnahmen besitzt, 
soll der Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie die Ein­
fuhr- und Ausfuhrbewilligung erteilen. 

Für die Durchfuhr von Sonderabt'ällen durch Österreich war keine 
Bewilligungspflicht vorzusehen. Seitens des DlIrchführenden muß 

jedoch dem Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie eine Er­
kl"ärung des Einfuhrstaates vorgelegt werden, daß gegen die EinflIhr 
keine Einwände bestehen. Damit soll gew"ährleistet werden, daß Son­
derabf"älle nicht nach Österreich transportiert werden und in Er­

mangelung einer EinflIhrbewilligung des Einf'uhrstaates an der 

österreich ischen Grenze zu Stehen kommen. Überdies soll gewähr­

leistet sein, daß der Transport am kürzesten und sichersten Weg 
durchgeführt wird. 

Der Transport darf vom Transporteur erst dann durchgeführt werden, 

wenn ihm die Bestätigung der Meldung samt Vorlage der Erklärung 
des Einfuhrstaates durch den Bundesminister für Umwelt, Jugend und 

Familie zugegangen ist. 

Wer den begünstigenden Bestimmungen für die Durchfuhr nicht Genüge 

leistet, wird bei der Durchfuhr von Sonderabfällen durch Öster­

reich um eine Ein- und um eine Ausfuhrgenehmigung anslIchen müssen. 
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Zu Art, I Z 11 (§ 11): 

Erfahrungen mit der Vollziehung des § 11, der die Erlaubnis zur 

Ausübung der Tätigkeiten eines Sonderabfallsarnmlers- und -be­

seitigers regelt, lassen die in den Abs, 3 bis 5 und im § 11a er­

sichtlichen Änderungen angezeigt erscheinen (die Abs, 1 und 2 

bleiben unverändert), 

Das Vorliegen der Verl'äßlichkeit des Erlaubniswerbers hat bei Ent­

scheidungen über Antr'äge gem'äß § 11 zentrale Bedeutung, Abs, 3 

versucht, für die "Verl'äßlichkeit in bezug auf die auszuübende 

Tät igkei t" maßgeb liche Kri t eri en aufzustellen und dad urch das Han­

deln der Behörde näher zu determinieren, Die Bestimmung orientiert 

sich an einer 'ähnlichen im Waffengesetz, BGB1,Nr,121/1967, 

Neu ist die Ermächtigung der Behörde in Abs, 4 zweiter Satz, Be­

dingungen, Beschreänkungen oder Auflagen auch nach Erteilung der 

Erlaubnis vorschreiben zu können. Von dieser Ermächtigung darf die 

Behörde nur Gebrauch machen, wenn es zum Schutz der im § 5 Abs, 1 

und 2 umschriebenen Interessen (unbedingt) erforderlich ist. 

Der ~achweis des Vorhandenseins der umfangreichen und profunden 

fachlichen Kenntnisse und Fähigkeiten, die aus der Sicht des Ge­

sundheits- und Umweltschutzes für die Ausübung der. Tätigkeit als 

Sonderabfallsammler oder -beseitiger wesentlich und unverzichtbar 

sind, konnte von manchen Erlaubniswerbern - vor allem auch sol­

ehen, die auf Grund der Übergangsbest immung de s § 23 Abs e 1 tät ig 

waren - nicht erbracht werden. Dies deshalb, weil nach der gelten­

den Rechtslage der Erlaubniswerber selbst alle Kenntnisse und 

Fähigkeiten besitzen muß, die mitunter nur durch ein qualifizier­

tes Studium an einer Hochschule (Universiteä.t) erlangt werden 

können. Von diesem Grundsatz ausgenommen sind nur juristische Per-
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sonen, die einen Gesch°äftsfÜhrer mit den entsprechenden 

Kenntnissen und Fähigkeiten zu bestellen haben. Natürlichen 

Personen ist es verwehrt, einen "Gesch°a.ftsfÜhrer nach dem 

Sonderabfallgesetz" zu bestellen und auf diese Weise die 

erforderliche fachliche Qualifikation zu erbringen. 

Mit dem im Entwurf vorliegenden Abs. 5 soll die Rechtslage dahin 

geändert werden, daß einem Erlaubniswerber, der - als natürliche 

Person - nicht ausreichende Kenntnisse und Fähigkeiten besitzt, 

die Möglichkeit eröffnet wird, einen entsprechend qualifizierten 

"Sonderabfallbeauftragten" (siehe § 11 a) zu bestellen und dies im 

Ansuchen auf Erteilung der Erlaubnis nachzuweisen. 

Die Verl°äßlichkeit muß selbstverst°a.ndlich nicht nur beim 

Sonderabfallbeauftragten, sondern auch beim Erlaubniswerber 

gegeben seino 

Derzeit ist der Entzug einer Erlaubnis gem°äß § 11 nicht vorge­

sehen. Im Hinblick auf die im besonderen Maße verantwortungsvolle 

Tätigkeiten des Sammelns und des Beseitigens von Sonderabfällen 

erscheint es jedoch angezeigt, die Behörde zum Entzug der Erlaub­

nis zu verpflichten, wenn die - jederzeit in vollem Umfang erfor­

derliche - Verl°äßlichkeit des Sammlers oder Beseitigers nicht mehr 

gegeben ist. 

Zu Art. I Z 12 (§ 11a): 

Zu den Uberlegungen, die der Einführung eines "Sonderabfallbeauf­

tragten" zugrunde liegen, siehe vorerst die Erl°a.uterungen zu Art. 

I Z 11 (§ 11), vierter bis sechster Absatz. 
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Der Sonderabfallbeauftragte soll den derzeit gemäß § 11 Abs. 4 nur 

für juristische Personen vorgesehenen "Geschäftsführer" ersetzen. 

Durch die Verwendung des Wortes "Sonderabfallbeauftragter" kommt -

im Unterschied zur Bezeichnung "Gesch·ä.ftsführer", die zu 

Verwechslungen mit dem handelsrechtlichen oder gewerberechtlichen 

Geschäftsführer Anlaß geben kann, - die Tätigkeit und Verantwort­

lichkeit dieser Person deutlicher zum Ausdruck. Der Sonderabfall­

beauftragte muß dann - und darf auch nur dann - bestellt werden, 

wenn der Erlaubniswerber entweder eine juristische Person ist oder 

eine natürliche Person, die keine oder nicht ausreichende Kennt­

nisse und F·ä.higkeiten in bezug auf die beantragte T·ätigkeit hat. 

Um gr·ößtmögliche Flexibilität zu erreichen, sieht Abs. 1 davon ab, 

die Bestellung des Sonderabfallbeauftragten auch von bestimmten 

rechtlichen Positionen im Unternehmen oder von Mindestarbeits­

zeiten abhängig zu machen, wie dies etwa bei Bestellung eines 

gewerbe rech tl ichen Ge sch ·ä.ftsfÜhrer s (§ 39 Abs. 2 GewO 1973) der 

Fall ist. 

Dessen unge9.chtet werden aber dem - durch zivilrechtlichen Vertrag 

zu bestellenden - Sonderabfallbeauftragten so weitreichende Ent­

scheidung- u.nd Anordnungsbefugnisse im Unternehmen einger·äumt sein 

müssen, daß ihm die gem·äß Abs. 2 übertragene Veranwortung für die 

Einhaltung der Vorschriften des SAG möglich ist. Schließlich wird 

die Beh·örde bei Erteilung einer Erlaubnis gem·äß § 11, aber auch 

nac hträgl ic h, Mi nd estarbei tszei t en für den Sond erab fallbeauftr ag­

ten oder andere dessen Tätigkeiten betreffende Auflagen etc. 

vorzuschreiben haben, wenn es im Einzelfall erforderlich im Sinne 

des § 11 Abs. 4 des Entwurfes erscheint. 
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Das SAG sieht keine spezielle Regelung für den Fall des Ausschei­

dens des GeschäftsfÜhrers gem·aß § 11 Abs. 4 aus dem Unternehmen 

vor. Es muß daher der Sonderabfallsammler oder -beseitiger seine 

Tätigkeit bis zur Bestellung und Genehmigung (!) eines neuen Ge­
sch·äftsfÜhrers einstellen, was im Hinblick auf die mögliche Dauer 

des Verfahrens (§ 73 AVG 1950) zu erheblichen wirtschaftlichen 
Nachteilen für das Unternehmen fÜhren kann. 

Nach der im Abs. 3 vorgesehenen Regelung hat - bei Ausscheiden des 
Sonderabfallbeaut'tragten - der Betriebsinhaber unverzüglich einen 

neuen Geschäftsführer zu bestellen und nahmhaft zu machen. Wenn 
der Betriebsinhaber nicht innerhalb von drei Monaten einen neuen 
Sonderabfallbea'.lftragten bestellt hat, muß er seine T·ä.tigkeit ein­

stellen. Für den Zeitraum, in dem im Betrieb kein Sonderabfallbe­

auftragter angestellt ist, ist davon auszugehen, daß die Haftung 
des Betriebsinhabers gem·aß § 11a Abs. 2 in den Vordergnmd tritt. 

Zu Art. I Z 13 (§ 14): 

Der die beh·ördliche Bewilligung von Anlagen zur Sonderabfallbesei­

tigung und Lagerung Deponien regelnde § 14 soll durch eine Modi­

fikation und Einfügung eines § 14a in zwei wesentlichen Punkten 
verbessert werden: 

Erstens soll neben die Errichtungsbewilligung (§ 14 neu) eine 

Betriebsbewilligung (§ 14a) treten. Die Errichtungsbewilligung ist 

- wie bisher - nur erforderlich, wenn die Anlage nicht einer Er­
richtungsbewilligung nach gewerbe-, berg- oder energierechtlichen 
Bestimmung bedarf. Die Betriebsbewilligung soll jedoch für alle 

Anlagen erforderlich sein, d.h. auch für jene, deren Errichtung 

gewerbe-, berg- oder energierechtlich genehmigt worden ist. 
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Zweitens soll die im geltenden § 14 Abs. 1 erster Satz enthaltene 
Einschränkung entfallen, daß nur solche Anlagen einer Bewilligung 

bedürfen, die "im Rahmen von T"ä.tigkeiten im Sinne des § 1" der 

Lagerung oder Beseitigung von Sonderabfällen dienen. Auf Grund 
dieser Rechtslage benötigen Sonderabfalldeponien, die etwa von 

einer Gebietskörperschaft nicht gewerbsm"äßig betrieben werden, 

weder eine gewerberechtliche Genehmigung noch eine Bewilligung 

nach dem SAG. 

Die derzeit gegebene Ungleichbehandlung erscheint sachlich nicht 

gerechtfertigt, da an alle Sonderabfalldeponien und Beseitigungs­

anlagen gleiche Gesundheits- und Umweltschutzanforderungen zu 
stellen sind. 

Zu Ar t. I Z 1 4 (§ 1 4 a un d 1 4 b) : 

Zu § 14a siehe die Erläuterungen zu Art. I Z 13. 

§ 14b sieht eine Enteignungsmöglichkeit des Landeshauptmannes für 
die Errichtung von Anlagen zur Sammlung und Beseitigung von 
Sonderabf"ä.llen vor. Für die Entschädigung und das Verfahren sollen 

die in der Praxis bew"ä.hrten §§ 18 bis 20a des Bundesstraßenge­

setzes 1971 sinngem·äß gelten, wobei jedoch die Abs. 4 bis 6 des 
Entwurfes aus nachstehenden Gründen Modifikationen vorsehen: 

- Von der Volksanwaltschaft (1. Bericht der Volksanwaltschaft an 

den NR 1978, 33; 2. Bericht der VA an den NR 111-2 BlgNR 15. 
GP. 48; 3. Bericht der VA an den NR 111-44 BlgNR 15. GP 48) und 
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der Lehre (Korinek, l5JT: Vorschläge zur Neugestaltung des Ent­

eignungs-Entsch'ädigungsrechts RdW 1985, 298; Kühne ÖJZ 1981, 
141; Aicher, Verfassungsrechtlicher Eigentumsschutz und Enteig­

nung, 91) wurde wiederholt kritisiert, daß aufgrund der diesbe­

züglichen Bestimmungen des Bundesstraßengesetzes 1971 der Ent­

eigner durch späte und überraschende Anträge auf gerichtliche 

Festsetzung der Enteignungsentschädigung eine Herabsetzung der 

Entschädigungssumme begehrt und der Enteignete dadurch oder 

auch durch andere Verhaltensweisen in der durch das Verhalten 

des Enteigners geschaffenen Vertrauenslage enttäuscht wird. Die 

Kritik richtet sich vornehmlich gegen die Vorgangsweise des 

Enteigners, die Höhe der Entsch'äd igung zu akzept ieren, ind em er 

zahlt, und andererseits Herabsetzung zu begehren. Es war daher 

im Abs. 6 eine Abweichung vom Bundesstraßengesetz vorzusehen. 

- Gem'aß § 20 Abs. 3 BStG tritt mit Anrufung des Geri~htes der ver­

waltungsbehördliche Bescheid über die Höhe der Entsch'ädigung zur 

Gänze außer Kraft. Dies bedeutet, daß der Enteignete, falls er 

die Entscheidung durch Gerichte begehrt, unter Umständen einer 

Art "reformatio in peius" ausgesetzt ist, das heißt, daß die von 

den Gerichten festgesetzte Entchädigung weniger sein kann, als 

die von den Verwaltungsbehörden festgesetzte ~1tsch·ädigung. Dies 

muß jedoch vermieden werden. Aus diesem Grund wird daher im 

Abs. 5 letzter Satz festgelegt, daß der verwaltungsbehördliche 

Bescheid nur hinsichtlich des das Mehrbegehren abweisenden Teils 

außer Kraft tritt. Vom Geri~ht ist daher nur 'über das Mehrbe­

gehren zu entscheiden. 

Zu Ar t. I Z 1 5 (§ 1 7 Ab s. 2): 

Um die Vollziehung des SAG zu erleichtern, wurde ein "Sonderab­

falldatenverbund" geschaffen, der einen raschen Uberblick über 

Anfallsort, Transport und Verbleib von Sonderabfällen ermögli~ht. 
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Voraussetzung dafür ist jedoch eine Verkürzung der Fristen für die 

Ubermittlung der Begleitscheine. 

Zu Art. 11: 

Der Gesch·äftsfÜhrer, der gem·äß der Ubergangsbestimmung des Abs. 1 

als Sonderabfallbeauftragter gilt, hat diese Funktion nur für das 

betreffende Unternehmen, dem die Erlaubnis zur Ausübung der 

Tätigkeit eines Sonderabfallsammlers oder Sonderabfallbeseitigers 

erteilt. 

Auch für Anlagen zur Sammlung oder Beseitigung von Sonderabfällen, 

die gem"aß Abs. 3 keiner neuen Betriebsbewilligung bedürfen, können 

nachträgliche Auflagen im Sinne des § 14a Abs. 2 zweiter Satz 

erteil t we rd en. 
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T E X T G E GEN U B E R S TEL L U N G Stand 25. Mai ]987 

Geltende Fassung 

186. Bundesgesetz vom Z. März 1983 über" 
die Erfassung und Beseitigung bestimmter 

Sonderabfälle (Sonderabfallgese:tz) 

11. ntigkeiten. die im R.2hmen berufsbildender 
mittlerer oder höherer Schulen (S lAbs. 2 
lil. a sublit. bb und lit. b sublit. bb und e:e: des 
Schulorganisationsgesetzes. 8GBI. 
j\;r. 242/1962) .usgeübt werden; 

15. den Betrieb von Knnkenansulten (51 des 
Krankenanstaltengesetzes, 8GBI. 
Nr. 1/1957), soweit dabei Abfälle anfallen

l 
deren unschädliche Beseitigung aus Gründen 
der Volksgesundheit geboten ist. 

Fassung der Novelle 

1. Der Titel lautet: 

"186. Bundesgesetz vom 2. März 1983 über die Erfassung und Be­

seit igung bestimmter Sond erabfälle (Sonderabfallgesetz - SAG)". 

2.a § 1 Abs. 1 Z 11 lautet: 

"Tätigkeiten, die im Rahmen allgemein bildender Schulen (§ 3 

Abs. 2 lit. a sublit. aa und lit. b sublit. cc des Schulorganisa­

tionsgesetzes, BGBI.Nr. 242/1962) und berufsbildender mittlerer 

oder höherer Schulen (§ 3 Abs. 2 lit. a sublit. bb und lit. b 

sublit. bb und cc des Schulorganisationsgesetzes BGBI.Nr. 242/ 

1962) ausgeübt werden;" 

2.b § 1 Abs. 1 Z 15 lautet: 

"den Betrieb von Krankenanstalten .(§ 1 des Krankenanstaltenge­

setzes, BGBI.Nr.1/1957) und Kuranstalten (§ 1 Abs.7 des Bundesge­

setzes über natürliche Heilvorkommen und Kurorte, BGB1.Nr.272/ 

1958), soweit dabei Abfälle anfallen, deren unschädliche Beseiti­

gung aus Gründen der Volksgesundheit geboten ist;" 

~ .. 
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,. Dem § 1 Abs. 1 werden folgende Z 16 bis 24 angefUgt: 

"16. Tätigkeiten, die im Rahmen der Wirtschaftsförderungsinsti­
tute (§ 61 des Handelskammergesetzes, BGBl.Nr.182/1946) 
der Kammern der gewerblichen Wirtschaft (Länderkammern, 
Bundeskammer) durchgefUhrt werden; 

17. Tätigkeiten der Post (Postgesetz, BGBl.Nr.58/1957); 

18. Tätigkeiten, die im Rahmen von Universitäten (§ 11 Abs. 1 

des Universitäts-Organisationsgesetzes, BGBl.Nr.258/1975) 
ausgeübt werden; 

19· Tätigkeiten der Ärzte (§ 1 des Ärztegesetzes 1984, 
BGB!. Nr. 373); 

20. Tätigkeiten der Dentisten (§§ 1 und 2 des 

Dentistengesetzes , BGBl. Nr. 90/1949); 

21. Tätigkeiten im Rahmen des Plasmapheresegesetzes, 
BGBl.Nr.427/1975i 

22. Tätigkeiten, die dem Bundesgesetz vom 22. März 1961, be­
treffend die Regelung des Krankenpflegefachdienstes, der 
medizinisch-technischen Dienste und der Sanitätshilfs­
dienste, BGBl.Nr.l02/1961 unterliegen; 

23· Tätigkeiten der Tierärzte (§ 1 des Tierärztegesetzes, 
BGBl.Nr.16/1975); 

24. den Betrieb von öffentlichen Apotheken (§ 1 des Apotheken­
gesetzes, RGB1.Nr.5/1907), ärztlichen Hausapotheken (§ 29 
des Apothekengesetzes), tierärztlichen Hausapotheken (§ 34 
des Apothekengesetzes) und Anstaltsapotheken (§ 35 des 
Apothekengesetzes)." 

• 
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Sondrnbblh.mmlrr und Sondrubf211btstirigtr 

S 11. (I) Wtr dir T:tliCktil rints So"Jrll[,(.II· 
um",l.rs odtr So"dtrlhllllh.ltilicrr • .".t11or" 
,,·ill. btdlff unhtschllitl tintr 8rrtdlli,;un,; "Hh 
ll1llrr.rn RtchlsvofSchrifrtn rintr lrbubru' Jrs 
I.Jn'~Sf,\lU"lmll1ntS Drt Zusundi!;ktll ,id,," sOlh 
I1ll b dem Sund"n lSill) dts Unln"th""n. 

(i) Dir [,buhnis i\l zu tflclltn, "'rnn tlI(' I,H hh. 
cht" Krnnlnillr und r,hiCkcilrn 10W,. tf ... Vnl..f\· 
lichkril in boue 2ul d'e lu\lulol",nd. '1,1I.,;knl 
n.dll:t",irsrn ,. .. ,drn. 

p) Dir [,Iluhnis ill unttr 8.dinr,lIl1r,rn, mil 
ßrschrjnkunJ;tn odrr Aufbgrn zu trl"II'I1. W"I1I1 

dnrn E,fullunJ; hlw. F.inlllhune fur dor A'''IiI",,'I; 
dtr T jllcktil rrlordrrlich iSI 

1. 

2. 

-, 
.J. 

d(!r d'?n 'f'ransport lJurchführende dpm Hundl'Gminint!'r fiir 

Umwelt, .Ju{~l'nd und Familie den Transport. "pmpf<!!'t. und ,'i/w 

Jo:rkl:irunr. der zuntiindif',en Behörde des ~;infuhrnta;}ten vor­

r,L'lcl~t h:tt, daß eecen die Einfuhr keine Einwiinde hentehen 
und 

die f,onderabfilJle ohne Unterbrechunp, des Transportwf'{;l'fl 

unt.f'r Einhaltune der für den sicheren Transport. d ie~1er 
Güter Hn:',II Wendenden Vorschriften wieder nus dem HundC'!';r.e­
biet vL'rhracht. werden und 

oer PlJndesmininter für 'Umwelt, Jugend und Jo'amilie den Ein­

/'a/w der M'!ldunr, und der Erklärung des Einfllhrstnaten 
{~t'm';i.ß Z 1 hefltiitip,t hat. 

"'" 

(?) Der Bundesminister für Umwelt, Jugend und Familie hat den Ein­

('/J.nf'. der M,~ldunr. und der Erklärung des Einfuhrstnfltes unverzüpl1ch 
zu hest ät ir,en." 

11. § 11 Abs. 3 bis 6 lautet: 

"(3) Verläßlich im Sinne dieses Bundesgesetzes ist eine Person, 

bei der 'tatsachen die Annnahme rechtfertigen, daß sie die bean­

trap,te TätIgkeit sorgfältig und sachgereeht ausüben und die 

p,esetzlichen Ver pfl ichtungen vollständ ig erfüllen wi rd. Nicht al s 

verliißlich eilt jedenfalls eine Person, die wegen einp.r strafbaren 

lIandlun{~ oder Unt~rlnGGunß f',emäß §§ lRO bin 183 des Gtrafp.eset7.­

buchr!3 rechtskr;iftir: verurteilt, mindestens dreimal wep.en einer 

"bertretun~ dieses ~undesf'.('netzes bestraft oder remÄß der Gewerbe­

ordnun{~ 1973 von der I\usübun(~ der betreffenden T~i.tie.keit alJ:;I~p.-
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. (4) Wenn die Tätigkeit eines Sondenbrallsamm­
krs oder Sonderabrallbeseitigers nicht von einer 
natUrlichen Person ausgeUbt ... erden soll, so ist ein 
Geschäftsführer tu bestellen. Der Geschjfuführer 
~~d2rf einer Erlaubnis nach Abs. I bis 3. 

(4) Die Erlaubnis ist unter Bedingungen, mit Beschränkungen oder 
Auflagen zu erteilen, wenn deren Erfüllung oder Einh~ltung für die 

Ausübung der Tätigkeit oder im öffentlichen Interesse (§ 5 Abs_ 1 

und 2) geboten ist. Sofern es im öffentlichen Interesse (§ 5 Abs.1 

und 2) erforderlich ist, können auch nach Erteilung der Erlaubnis 
Bedi ngungen, Beschränkungen oder Auflagen vorgeschrieben werden. 

(5) Soll die Tätigkeit eines Sonderabfallsammlers oder Sonderab­

fallbeseitigers nicht von einer natürlichen Person ausgeübt 
werden, oder weist der Erlaubniswerber die in bezug auf die auszu­

übende Tätigkeit erforderlichen fachlichen Kenntnisse und Fähig­
keiten nicht selbst auf, so ist die Erlaubnis nur zu erteilen, 

wenn der Erlaubniswerber einen Sonderabfallbeauftragten (§ lla) 
bestellt hat. 

(6) Die Erlaubnis ist zu entziehen, wenn die Voraussetzu~en gemäß 
Abs. 2, 3 und 5 nicht mehr vorliegen." 

12. Nach § 11 wird folgender § l1a samt Uberschrift eingefügt: 

"Sonde rabfallbeauft ragt er 

§ lla. (1) Zum Sonderabfallbeauftragten darf nur bestellt wer­

den, wer die Verläßlichkeit sowie die fachlichen Kenntnisse und 

Fähigkeiten in bezug auf die auszuübende Tätigkeit besitzt, seinen 
Wohnsitz im Inland hat und in der Lage ist, sich im Betrieb ent­
sprechend zu betätigen. 

(2) Der Sonderabfallbeauftragte ist der Behörde für die Einhaltung 

der Vorschriften dieses Bundesgesetzes und darauf beruhender Ver­

waltungsakte verantwortlich. Hievon unberührt bleibt die entspre­
chende Verantwortung des Betriebsinhabers. 

.. 
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(2) Dirs~s Bundcsgrstlz regdl wtilers unbesch;­

deI einer Bewilligunglpflichl n,ch anderen RechlI­
vorschriften die Einfuhr von SonderabLilitn. 

(2) Sonder.bfallcruur,tr ill, ""er cine Unler § I 
Abs. I f.llend~ T:ilir,kcil lusohl, bei welcher Son­
dCrJbfjllc anfallen. Ausgenommen sind T.llir;keilcn 
im Sinne der Abs. 3 und 4. 

S 6. (I) SO"'eil dies Zur Vo Il1 iehun,; cli"cl ß"n. 
dngesrlZel erforderli,h iSl. lind die OI~lOC dcr 
Behörde lowie die VOn dinen hCrJn,;eT"I;cncn 
S3chversl;ndigen b.,echtig'. GrundllUL~c und 
Grbjude zu brltelCn und zu bnicllll~cn und ""n­
trollen vorzunehmen. Belticbe durfen. 10""1 nl(hl 
Gebhr im Verzuge il!, nur "',hrend der Betrret,,_ 
zrilCn bClich'igt und kontrollocn "erJen Der 
Eigentumer d« liq;cf1Ich,ft bz"" der Brtroc!Jlln. 

h,ber oder deslen SlCllverutler ilt Sp"lCSlenl beim 
Beutlen der liegensch.fl oder deI Bctrrcbes zu 
vemlndigen. " 

(2) Soweit dies zur Vollziehung di"eI BundclSc­
Seiles erforderlich iS!, h,ben Sondetlbr,IIbesi«or 
oder deren Beluhngle den Orpnen drr Bchorde 
so..,ie den von der Behörde I:c~,ngczog,ncn S,rh­
"cNt:lndisen d,s BelIeten und BClic!1tir,e:1 der 
Grundllucke und Geb,ude zu ermoglichen 10WIe 

d~'11 'Anordnungen dieser O";lne Zur Inbe"id,­
n.bme oder AußerbClrieblClzung und ubrr die 
Betriebsweise von M:uchinen und Einrichtungen 
zu enuprechen; weiters h.ben sie der Benorde die 
norwendigen Auskünfte zu geben, nor""endi~e 
Unterl.gtn vonulegen und erforderliche~r,lIs Ein­
blick in die Aufzeichnungen uber den L:ger,,,und 
so",i~ in die sonnigen BetriebS3ufzeic~nun:;.n zu 
ge",jhr~n. 

(3) Die Behörde in b~fugt, Prob;n \'on Sonder­
.bf.llen sowi~ von be"'~glich~~,Sachen, b,i denen 
die V ~rmutung b~steht. d./i:* Sond.r.bf::lle sind, 
in .iner fur Zwecke der l,JnIE.iSuchung non\'endi­
gen Menge e"uch.digungslos zu .mne~men, 

Ibflunt;, Einfu"r, Abbl1mengen 

• 

4. §, Abs. 2 lautet: 

"(2) Dieses Bundesgesetz regelt weiters unbeschadet einer IlI.'willigunr,s­

p1licht nach anderen Rechtsvorschriften die ~nfuhr, Ausfuhr und Durch­
fuhr von Sonderabfällen." 

5. Im § 3 Abs. 2 entfällt der letzte Satz. 

6. § 6 lautet: 

"§ 6. (1) Soweit dies zur Vollziehung dieses Bundesgesetzes erforderlich 

ist, sind die mit der Vollziehung betrauten Behörden sowie die von die­

sen heraneezo~enen Sachverstindigen berechtigt, GrundstUcke und Gebiude 

zu betreten und zu besichtigen sowie Kontrollen vorzunehmen. Betriebe 

d'ürfen, soweit nicht Gefahr im Verzuge ist, nur während der Betriebszei­

ten bes icht ie t und kontroll iert werden. Der Eigent i.imer der Li ecenschaft 

bzw, der Betriebsinhaber oder dessen Stellvertreter ist sp'ätestens beim 

betreten der Liegenschaft oder des Betriebes zu verständie,en. 

(2) Soweit dies zur Vollziehung dieses Bundesgesetzes erforderlich ist, 

haben Sonderabfallbesitzer oder deren BeaUftragte den Oreanen und den 

Sachverst-ändie,en gern'aß Abs. 1 das Betreten und Besichtigen der Grund­

stUcke und G"!b'aude zu ermöglichen sowie den Anordnungen dieser Organe 

zur Inbetriebnahme oder Außerbetriebsetzung und über die Betriebslo'eise 

von Maschinen und Einrichtungen zu entsprechen; weiters haben sie die 

notwendigen Auskiinfte zu geben, notwendige Unterlagen vorzulegen und 

er ford erl ichenfalls Ei nbl ick in die Aufzeichnungen Uber den Lacerbestand 

sowie in die sonstigen Betriebsaufzeichnungen zu gew'ähren. 

(3) Die Behörden gem'aß Abs. 1 sind befugt, Proben von Sonderabfällen <>1)­

wie von beweglichen Sachen, bei denen die Vermutung besteht, daß sit! 

Sonderabfälle sind, in einer für Zwecke der Untersuchunp, notwendiren 
Menee entschädiguneslOs zu entnehmen." 

7~ Die Überschrift des § 8 lautet: 

"Ha [tune, Ei nfuhr, Ausf'.lhr, Durchfuhr, Ab fallrneneen" 
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S 9. (I) Die Einfuhr von S"ndrra/,f;;lIrn nJeh 
Österreich bedJrf drr Bewilligung .Ies bn,Ies­
h3u"lm~nnes des Bundcsbndcs, in dem die Sondr r-
."L.lle erslm.ls grbr,rrt, .hg~br;crt, vrrwertet od .. 
SOlISt beh,ndch werden sollen. Eine Bewilli!;"nr. ist 
nicht erforderfich, wenn sicl1(~q;estclh ist, don di~ 
SonderJbLtlle ohne Unterbrechung drs Tra"'rnrl­
wegs und unter Einhaltung der fUr den si .. h,·rrn 
Trlns"ort dieser GÜler anluwendelHlrn Vorsrl"if­
len wieder aus dem Bundesgebirt vrrbrocht wer­
den. 

(2) Die Bewilligung zur Einfuhr im Sinn~ des 
Abs. I k,nn erteill wenlen, wenn Unter Bed.cht­
n.hme auf die IangfristiJle Sicherung aulteiehentfer 
Beh.ndlungsmöglichkeilen (Ur Sonde"hLille in 
ÖSlerreich und auf die volkswinsch.ftlichen Aus­
wirkungen der Brlundlung von Sonderahf,;lIe" in 
Österreich (§ 21) der Schutz öffentlicher Inlrre.llcn 
(§ 5 Abs. I und 2) gesichen ist. 

8. § 9 Abs, 1 lautet: 

"§ 9. (1) Die Einfuhr von Sonderabfällen nach Österreich be­

darf der Bewillieun,~ des Bundes'Dinisters für Umwel t. ,Jup,end 
unrl "'am i li e . " 

'J 

9· Im § 9 Aba. 2 treten an die StelleIder Wörter "Behandlungsmöp,-

lichkeiten" und "d~r Behandlung" die Wörter"Beseitieunßsmöglich_ 
kciten" und "die Beseitigung". 

10. Nach § 9 werden folGende §§ 9a und 9b eingefüe t : 

,,§ 9a. (1) Die Ausfuhr von Sonderabfällen bedarf der BeWilli­

gung des Bundesministers für Umwelt, Jugend und Familie. 

(2) Die Bewilligung kann erteilt ~erden, wenn 

l.a) eine ausreichende Beseitigungsmöglichkeit für die auszu­

führenden Sonderabfälle in Österreich nicht vorhanden ist 
oder. 

b) eine Beseitigung dieser Sonderabfälle in Österreich aus 

volkswirtschaftlichen Gr'ÜIlden nicht zweckmäßig ist und 

2. eine Erkl'ärung des Einfuhrstaates vorliegt, daß gegen die 

Einfuhr keine Einwände vorliegen und 

3· Gewähr besteht. d aß bei der Beseit igung der Sonderabfälle in 

diesem Staat der Schutz öffentlicher Interessen (§ 5 Abs.l· 
und 2) gesichert ist. 

§ 9b. (1) Keiner Bewilligung gemäß den §§ 9 und 9a bedarf die 

Durchfuhr von Sonderabfällen durch Österreich. wenn 
• 
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§ 14. \ I) Anbcen. die im R.hmen von T .tiJ;kei­
ttn im Sinne de~ § I der br,rrunc oder ßrseitir,unr, 
von Sondenb13l1en zu dienen bestimmt sind. JUS­

genommen jene des Bundrsheeres und der Heerrs­
ve ..... altung. bedürfen hieftjr einer BewilliJ;un~ des 
undeshauptm:lnnes. sofern nicht eine Bewtlli,;un~ 
(Genehmigung) nach gewerbe-. berg- oder energie­
rechtlichen Bestimmungen erforderlich ist. 

(2) Bei der Eneilunc einer BewiliigunJ; (Geneh­
migung) von Anbgen Zur br,erung oder Bneiti­
gUng von Sonder.bfallen n,rh den r,ewerbe-. berJ;­
oder energierechtlichen Bestimmungen ist .uf § S 
Abs. I und 2 Bedacht zu nehmen. 

(3) Bei der Eneilung der Bewilli~un~ J;emäll 
Abs. I ist auf § 5 Abs. I und 2 Bed.cht zu nehmen. 
Weiters sind die §§ 74 bis 84, 336 und 35_' bis J60 
der Ge,..erbeordnung 197J sinnr,rrnjf\ 3nZIIWen­
den. 

(3) Scheid et. der Sonderabfallbeauftraete aus dem Betri eb aus, so 

hat der Betriebsinhaher unverz'Uglich einen neuen Sonderabfallbe­

a·.lftraeten zu bestellen und unter Nachweis der Voraussetzunr.en e,e­

mwJ Abs. 1 dem Landeshauptmann bekanntzugeben. Erfolgt diese Be­

stellung und Namhaftmachung nicht innerhalb von drei Monaten, so 

ist die Tätigkeit einzustellen. Der Landeshauptmann hat mit Be­

scheid festzustelJen. ob der Sonderabfallbeauftrar,te rlie Voraus­
setzuncen gem'äß Abs. 1 erfüllt." 

13. § 14 lautet: 

"§ 14. (1) Die Errichtung von Anlagen zur Sammlung. Lagerung 

oder·Beseitiß'.lng von Sonderabfällen, ausgenommen jener des Bundes­

heeres und der Heeresverwaltung, bedarf einer Bewilligung des 

Landeshauptmannes, sofern nicht eine entsprechende Bewilligung 

(Genehmieu:1g) nach gewerbe-, berg- odt~r energierechtlichen Bestim­
mungen erforderlich ist. 

(2) Bei Erteilung der Bewilligung gem'äß Abs. 1 ist auf § 5 Abs. 

und 2 Bedacht zu nehmen. Weiters sind die §§ 74 bis 84. 336 und 

353 bis 360 der Gewerbeordnung 1973 sinngemäß anzuwenden, soweit 

sich die Bestimmungen auf die Errichtung von Betriebsanlagen 
b"?ziehen. 

(3) Bei der Erteilung einer Bewilligung (Genehmigung) der Errich­

tung von Änla,'?;en zur Sammlung, Lagerung oder Beseitigung von 30n­

derabt'ällen nach den eewerbe-, berg- oder energierechtlicheIl Be­

stLnmungen ist auf § 5 Abs. 1 und 2 Bedacht zu nehmen." 
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14. Nach § 14 sind folgende §§ 14a und 14b einzufügen: 

"§ 14a. (1) Der Betrieb von Anlagen zur Sammlung, Lagerung oder 
Beseitigung von Sonderabfällen, ausgenommen jener des Bundesheeres 
und der Heeresverwaltung, bedarf einer Bewilligung des Landes­

hauptmannes. Die Bewilligung ist zu erteilen, wenn durch den Be­

trieb der Anlage öffentliche Interessen im Sinne des § 5 Abs. 1 
und 2 nicht gefährdet sind. 

(2) Sofern es zum Schutz öffentlicher Interessen im Sinne eies § 5 

Abs. 1 und 2 geboten ist, kann die Bewilligung unter Bedingungen, 
mit Beschränkungen oder Auflagen erteilt werden. Wenn es der 

Schutz öffentlicher Interessen erfordert, können auch nach Ertei­

lung der Bewilligung Bedingungen, Beschränkungen oder Auflagen 
vorgeschrieben werden. 

(3) Der Landesh~uptmann kann vor Erteilung einer Betriebsbewilli­

gung auch einen Probebetrieb zulassen oder anordnen, wenn die Aus­

wirkungen der Anlage oder von Teilen derselben im Zeitpunkt der 
BewilligunR nicht ausreichend beurteilt werden können. 

§ 14b. (1) Für die Errichtung von Anlagen zur Sammlung, Lage­
rung oder Beseitigung von Sonderabfällen, einschließlich der er­
forderlichen Zufahrten, kann von Amts wegen oder auf Antrag eines 

Bewilligungswerbers das Eigentum an Liegenschaften, die dauernde 
oder zeitweilige Einräumung, Einschränkung und Aufhebung von 

dinglichen und obligatorischen Rechten (insbesondere Nutzungs- und 
Bestandrechten) an solchen im Wege der Enteignung in Anspruch 
genommen werden. 

(2) Uber die Notwendigkeit, den Gegenstand und Umfang der 
Enteignung entscheidet der Landeshauptmann. 

(3) Für die Entschädigung und das Verfahren gelten nach Maß­

gaben der Abs. 4 bis 6 die §§ 18 bis 20a des BundesstraJ3engesetzes 
1971, BGBl.Nr.286 in der jeweils geltenden F::tssung sinngem°äJJ. 
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(2) SondenbfallummJer und Sondenbbllbesei. 
tiger, bei dtnen gef:lhrlicht SOiiderabfjlle anfallrn, 
haben mindtstens allt drd'Menate An, Menge. 
Herkunft und Verbleib der gef:thrlichen SonderJh. 
fällt auf Grund der von ihnen gemjß § J S zu fuh­
renden Aufuichnungen dem landeshJuptm.lnn zu 
melden. 

(4) ~~nteit~l1ete ßinci (Iie Eigentümer des Gegenstande3 der 

l';ntl!iljnung und des:,cll din,o,liche und obligatorische Herechti~tc. 

(~) Gegen die Ent8~heidung des Landeshauptmanncs Uher die No\..­

wend i c,l<ei I.. , den Gcgl~n:,t'Uld und den Umfang der Enteignunc ist die 

Berut'llll/; an den l~uncies'ninister für Umwelt, Jugend und J"Cimilie Zll­

l·a~;si{j. ~;ine lJerufull{~ hezüGlich der ,Böhe der im Verwaltung:1weg zu­

erkallnt.~n Entschiidigung ist unzul·assig. Doch steht es dem Enteip,­

n'~r und dem ~;ntei/',neten frei binnen einem Jahr nach Hechtskraft 

de:3 Ent'Jigllull/',sbescheides die Entscheidung über die Hijhe der Ent­

:Jchi'id igun{', bei jenem Ilezi rksgericht zu begehren, in de3sen Spren­

gel s.ich. der G'~eenstatlll der Enteignung bet'indet. Mit Anrufung des 

Gerichtes tritt die verwaltungsbehördliche Entscheidunp, hin­

sichtl ich des dCis Mehrhef,chren abweisenden Tei Is außer Kraft. 

((,) Der Enteip,ner kann einen Antrag auf gerichtliche Fest­

setzung d'Jr I::ntschärligunessumme nicht mehr stellen, wenn er die 

verwaltuncsbehördlich festp,esetzte Entschädigung gezahlt hat, ohne 

sich splite3tcIls f,leichzeitie ausdrücklich die Anrufung des Ge­

richte3 vorbehal tell zu haben." 

15. Im § 17 Abs. 2 treten anstelle der Worte "mindestens alle drei 

Monate" die Worte-" ... Tage". 
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f) den Vorschrirten einer gemSß S 10 erlassenen 
Verordnung zuwiderhandelt; 

g) entgegen dem S 11 Abs. 1 die Tiltigkeit eines 
Sonderabfallsammlers oder Sondrr.bhllbe. 
seitigers ohne Erlaubnis des bndeshaupt. 
mannes ausübt; 

h) die ihm gemäß S 1I Abs. ) vorgeschriebenen 
Außagen oder Beschrilnkungen nicht einhält; 

i) entgegen dem S 11 Abs ... es unterläßt, einen 
GeschilrUrührer zu bestellen, der eine Erlauh. 
nis nach S 11 Abs. I bis) besitzt; 

i) entgegen dem S 14 Abs. I eine Anlage ohne 
Bewilligung betreibt oder 

k) der Meldepßicht gemilß S 17 nicht oder nicht 
rech~eitig n~~hkommt, 

16. Im § 22 Abs. 1 lauten die lit. f bis 1: 

IIf) entgegen dem § 9a Sonderabf'älle ohne Bewilligung ausfÜhrt; 

g) entgegen dem § 9b Bonderabfälle durChfÜhrt; 

h) den Vorschriften einer gemäß § 10 erlassenen Verordnung 
zuwiderhandelt; 

i) entgegen dem § 11 die Tätigkeit eines Sonderabfallsammlers 

oder Sonderabfallbeseitigers ohne Erlaubnis des Landes­

hauptmannes ausübt; 

j) entgegen dem § 14 Abs. 1 eine Anl8ße ohne Bewilligung er­
richtet; 

k) entgegen dem § 14a eine Anlage ohne Bewilligung betreibt 

oder 

1) der Meldepflicht gem'ä13 § 17 nicht oder nicht recht.zeit ig 
nachkommt," 

Art i k e 1 I I 

Ubergangsbestimmungen 

(1) Personen, denen die Erlaubnis ~ur Tätigkeit eines Sonderab­

fallsammlers oder Sonderabfallbeseitigers als GeschäftsfÜhrer 'er­
teil t wurde , gelten als Sonderabfallbeauftragte . 

(2) Anträge gemäß § 11 sind nach den Vorschriften der §§ 11 und 
11a zu behandeln. 

(3) Anlagen zur Lagerung oder Beseitigung von Sonderabfällen, die 

gem'ä13 § 14 oder nach gewerbe-, berg- oder energierechtlichen Be­

stimmungen bewilligt (genehmigt) sind, gelten als bewilligt im 
Sinne des § 14a. 

(4) Anträge gemäß § 14 sind nach den Vorschriften der §§ 14 und 
14a zu behandeln. 
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